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Gesetzwidrige Verhältnisse im Strafvollzug: 
Infrastrukturverwaltung im rechtsfreien Raum? 

von Prof Dr. Dirk Fabricius, Frankfurt/M. 
Ansprüche auf die Ausgestaltung des Voll · d · · 1 1 ht+- ( t d. k . Zugssystems sm als eme mfrastrukturelle Maßna hme grundsätzlich ausgeschlossen Je-u,o�- 1 rec �r �� tes et�e�wegs den Schluß, Infrastrukturverwaltung vollzie he sich im rechtsfreien Raum. Der Beitrag befaßt �ich aa
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rten materiellen Kriterien der Kapazitätsfestlegung und zur geforderten Harmonisierung von Voll-strec ungs- un o zugsrec t. 

1. Einleitung 

Die Gefangenschaft war jenes »besondere Gewaltverhältnis« 
an Hand dessen das Bundesverfassungsgericht dem Vorbehal� 
des Gesetzes

. 
auch für diese Verhältnisse normative Geltung 

verschaffte, s1e also von Gewalt- in Rechtsverhältnisse um­
definierte. 1 Wenige Jahre später (1976) wurde das StVollzG 
erlassen. 1977 trat es in Kraft. Es enthielt nicht nur die erfor­
derlichen Ermächtigungen für Grundrechtseingriffe und die 
Regelungen der Rechtsschutzmöglichkeiten, sondern schrieb 
den Erkenntnissen der Schädlichkeit bloßer Verwahrung2 (s. 
§ 3 StVollzG) folgend einen Behandlungsvollzug und einzelne 
Bedingungen dafür fest. 
Damit wurde also dem Gesetz im Hinblick auch auf Leistun­
gen Vorrang verschafft, womit dem Sozialstaatsprinzip Rech­
nung getragen wurde.3 Die Implikationen des Gesetzesvor­
rangs, nämlich ein Anwendungsgebot, Abweichungsverbot und 
ein Nicht-Verstoßen-Verbot sind verfassungsrechtlicher Natur 
und unbestritten.4 
5,5 156 und 207 Jahre später wird dem StVollzG, weitgehend un­
widersprochen, trotz normativer Geltung die faktische bestrit­
ten, es werden gesetzwidrige Zustände konstatiert. Die Prak­
tiker des Vollzugs kümmern sich in erster Linie um die öffent­
liche Sicherheit, welche dem StVollzG zufolge nur erwünschte 
Nebenwirkung sein sollte(§ 2 S. 2 StVollzG). Die Veränderung 
der Gefangenenpopulation und die Unterfinanzierung durch 
den Gesetzgeber werden als hinlängliche Begründungen be­
trachtet, das StVollzG außer Geltung zu setzen.8 Das totgesag­
te »besondere Gewaltverhältnis« scheint länger zu leben. 
Wie kann unter der allgemeinen Geltung des Art. 20 III GG, 
der die Annahme eines umfassenden Gesetzesvorbehaltes ge­
bietet,9 anerkannt auch für »besondere Gewaltverhältnisse« 
von denen, die diese Kategorie normativ wiederbeleben wol­
len,10 ein solcher Zustand eintreten? Sollten die Gefangenen 
den Verwahrvollzug vorgezogen haben gegenüber der Zumu­
tung von Behandlung- wo kein Kläger, da kein Richter? 
Nein, Leistungsbegehren der Gefangenen gab es häufig und 
zahlreich, jedoch begegnete man ihnen weithin damit, daß man 
die Normen des StVollzG nicht als subjektive öffentliche Rech­
te interpretierte: Begehren gab es also, aber keine Ansprüche, 
die von der Seite der Gefangenen her der Hebel zur Schaffung 
von gesetzmäßigen Zuständen gewesen wären. Knappe R

_
es­

sourcen begrenzen die Leistungsfähigkeit und damit a�ch eme 
optimale Verfolgung der vom Gesetz vorgegebenen Z1ele des 

Vollzuges. Aber wieweit vom Optimum darf sich der Vollzug 
bewegen, ohne daß der Vorrang des Gesetzes in Frage gestellt 
ist? Gelegentlich wird eine solche Beeinträchtigung des Geset­
zesvorrangs konstatiert.11 Die Gewährung von umfassenden 

Ansprüchen würde im Extrem eine Maximierung verlangen, so 
die zugrundeliegende Annahme. Das würde zugleich den poli­
tischen Handlungsspielraum zu sehr einengen. 12 

Eine Optimierung setzt eine Kapazitätsbewirtschaftung vor­
aus, die nicht auf den individuellen Gefangenen zugeschnitten 
ist, sondern auf die Menge aller Gefangenen. Ansprüche auf 
die Ausgestaltung des Vollzugssystems sind als eine infrastruk­
turelle Maßnahme ausgeschlossen. Jedoch rechtfertigt dies wie 

13 
' 

Faber hervorhebt, keineswegs den Schluß, Infrastrukturver-
waltung vollziehe sich im rechtsfreien Raum. Die Verweisung 

BVerfGE 33 1972, S.10 ff.; das Gericht konnte sich dabei auf die bahn­
brechende Arbeit von Schüler-Springorum (1969) stützen, der das »Ver­
dikt über das besondere Gewaltverhältnis<< (S. 82 als Fazit des 2. Kapi­
tels) für den Vollzug erarbeitete. Zur >>Einholung des Vollzugsrechtsver­
hältnisses in die Verfassungsstaatskonzeption<< s. Hoffmeyer 1979, S.101. 

2 Zutr. Dünkel/Kunkat 1997, S. 25; du Menil 1994, S. 84: Resozialisierung 
liegt im Allgemeininteresse. Diese Erkenntnisse sind keineswegs wider­
legt. Die Entwicklung zu einem Verwahr- oder- in den USA jedenfalls 

- Qualvollzug ist eine Antwort auf die Frage, ob man schädigen darf oder 
- im Interesse des strafbedürftigen Zuschauers - sollte, nicht die nach 
einem verbrechenssenkenden Umgang mit Kriminellen. 

3 Hoffmeyer 1979, S. 74 ff. 
4 Erichsen 1986, S. 61; Faber 1989, S. 87. 
5 Bereits 1981 stellen Dünkei/Rosner (1981, S. 31) fest: >>Das StVollzG 

scheint vor allem im Bereich der Vollzugslockerungen und im Hinblick 
auf eine allgemeine Liberalisierung schon im Vorgriff auf sein Inkraft­
treten innovatorische Bedeutung gehabt zu haben, dennoch dürfen an­
gesichts neuer Praxis wie z. B. der Überbelegung, knapper werdenden 
Finanzmitteln für die konsequente Umsetzung des gesetzlichen Behand­
lungs- und Resozialisierungsauftrags und der zunehmend problemati­
schen Insassenstruktur (Drogenabhängige etc.) Resignation und Rück­
zugstendenzen bei Teilen des Vollzugspersonals ebenso wie die stärkere 
Orientierung an Sicherheits- und Ordnungsgesichtspunkten nicht über­
sehen werden. Die personelle Situation auf Seiten des Vollzugspersonals 
hat sich quantitativ teilweise verbessert, wenngleich die Stellenvermeh­
rungen manchmal kaum mit den steigenden Gefangenenzahlen Schritt 
halten können ... stagniert seit Anfang der siebziger Jahre der weitere 
Ausbau der Sozialtherapie als Vorreiter eines behandlungsorientierten 
Regelvollzugs<<. 

6 S. die Anhörungen zur seinerzeit geplanten Reform des StVollzG., Ste­
nographisches Protokoll d. 71. Sitzung des Rechtsausschusses d. Dt. Bun­
destages. 

7 Böhm 1996, S. 39; Preusker 1997, S. 35; Dünkel/Kunkat 1997, S.31; Kunz 

1989; in der juristischen Göttinger Dissertation von du Menil (1994, __ S. 92, 
137), wo Moral statt Recht hinsichtlich Kapazitätsengp_ässen und Uber­
belegung bemüht wird, unhaltbare Zustände konstatiert werden und 
§ 201 Nr. 2 u. 3 als Hintertür für Willkür benannt werden und zu Recht 
gesagt wird, daß finanzielle Belastungen kein Grund für Gesetzes-Um­
gehungen seien, die zugleich als gegeben anges�hen werden. Das �lles 
freilich bleibt ohne rechtliche Konsequenzen, diese werden noch mcht 
einmal angedacht. 

8 Böhm 1996, S.39. 
9 Achterberg 1986, S. 337. 

10 Lohschefder 1985, S. 9-32; Ronellenfitsch 1985, S. 33-52; Lohschefder 

1981. 
11 Faber 1989, S. 92. 
12 Hoffrneyer 1979, S.158. 
13 Faber 1989, S. 359. 
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auf den objektiv-rechtlichen Status hinsichtlich der Sozialrech­
te dispensiert nicht vom Verfassungsauftrag zur Realisierung 
des Sozialisierungsgrundrechts.14 Aber wie läßt sich dies durch­
setzen? 
Der Verurteilte, wenn er einmal den Status des Gefangenen 
hat, kann es offenbar nicht. Die Frage ist, ob der Verurteilte, 
bevor er diesen Status hat, den Eingriff, der in dem Erwerb die­
ses Status liegt, abwehren kann, indem er die mangelnde Reso­
zialisierungstauglichkeit der Institution bzw. einer einzelnen 
Anstalt geltend macht. Denn dann muß er nicht eine bestimm­
te Leistung beantragen, auf die er subjektiv-rechtlich keinen 
Anspruch hat (und die nicht für alle Gefangenen zu jeder Zeit 
verfügbar gehalten werden kann). Vielmehr kann er die feh­
lende generelle Leistungsfähigkeit als Grund geltend machen, 
die den Eingriff ungesetzlich macht. 
Eine Auseinandersetzung um eine derartige, an Erfordernissen 
des Behandlungsvollzuges orientierte Kapazitätsfestlegung hat 
es kaum gegeben/5 wohl dem Fehlschluß von fehlendem An­
spruch auf einen für die Verwaltung rechtsfreien Raum fol­
gend. Vermeidet man diesen Fehlschluß, so kann man das 
Strafvollstreckungsrecht als >> Einfallstor für [das] rechtspoliti­
sche Anliegen« i. S. v. Volckart16 nutzen, die mangelnde Reso­
zialisierungstauglichkeit der Vollzugsanstalten in foro zum 
Einwand gegen die Vollstreckung zu erheben. 
Auf der Suche nach diesem Einfallstor stößt man allerdings auf 
ein Hindernis in Form des § 455 a StPO, dessen Existenz wie 
Ausgestaltung bereits ein helles Licht auf die stillschweigende 
Akzeptanz des »besonderen Gewaltverhältnisses in praxi<< 
durch den Gesetzgeber wirft, welche durch die bisherige Kom­
mentierung dieser Vorschrift erhalten wird. 
Hat man das Tor gefunden, so fragt sich, was dann zu tun ist 
(oder zu tun wäre). 
Zunächst sei noch nach den Hintergründen der Hinnahme 
rechtswidrigen Vollzuges gefragt. 
(1) Die Mischung von Eingriffs- und Leistungsverwaltung ist 
so häufig nicht.17 Dies mag ein Grund dafür sein, daß die Frage 
nicht gestellt wurde, wie denn der an ein § 2 StVollzG entspre­
chendes Leistungsvermögen gekoppelte Eingriff, der in der 
Begründung des Gefangenenstatus liegt, verwaltungsmäßig 
und gerichtlich überprüft werde bzw. überprüft werden könne. 
Stellt man die Frage, so fällt die Antwort nicht schwer: Bleiben 
die Vollzugsbedingungen unterhalb der Grenze, die mit dem 
StVollzG zu ziehen ist, so ist die Gefangenschaft als solche 
rechtswidrig, denn sie findet ihre Rechtfertigung nur in einem 
gesetzeskonformen Vollzug. 
(2) Die gesetzliche Regelung der Abgrenzung von Strafvoll­
streckung und Strafvollzug scheint auf den ersten Blick klar: 
Strafvollstreckungsbehörde ist die Staatsanwaltschaft, Voll­
zugsbehörde die Anstalt. Man hat es also mit zwei Behörden zu 
tun. Bei gerrauerem Hinsehen erkennt man jedoch bei Zugrun­
delegung der ganz herrschenden Meinung eine Verantwor­
tungs- und eine Rechtsweglücke. 
Einzig § 455 a StPO nimmt- auf der Ebene des formellen Ge­
setzes- für die Vollstreckungsentscheidungen auf die Anstalts­
verhältnisse Bezug. 
Zunächst sei daher diese Vorschrift unter die Lupe genommen, 
bevor wir uns dann der Ladung zum Strafantritt als Justizver­
waltungsakt gern. § 27 StrVollstrO zuwenden, die das gesuchte 
Einfallstor darstellt. 

2. § 455 a StPO 
Die Vorschrift des § 455 a StPO wurde zeitgleich mit dem 
StVollzG eingeführt. An der Schnittstelle von Vollstreckung 
und Vollzug bedurfte es einer Harmonisierung. weil die Voll­
zugsseite durch das StVollzG ein bedeutendes Eigengewicht 
erhielt: Mit dem Durchschreiten der Gefängnispforte seitens 
des Gefangenen beginnt die Zuständigkeit des Anstaltsleiters 
nach § 154 StVollzG. Allerdings, ob der Gefangene die Pforte 
durchschreitet - in welcher Richtung auch immer-, soll nach 
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2.1.1.1 Das Ver hältnis von Vollstreckung und Voll zu� 
Die Strafverwirklichung eines auf Freiheitsstrafe lautenden 

Urteils obliegt der StA als Vollstreckungsbehörde arherhtcrlll.! 

mit der Vollzugsverwaltung. 
Die StA hat als Vollstreckungsbehörde die Enhcheidunucn 

über Dauer, Reihenfolge, Anrechnung von -Haft '>0\\ 1c den 

Aufschub zu treffen und die Modifikationen etwa im ll1nh1Jck 

auf Entlassung auf Bewährung zu treffen bzw. hcrhcil'ufuhrcn 

(§ 36 I StVollstr019). 
Der Anstaltsleiter hat die Strafe nach Maßgabe und auf der 

Grundlage des StVollzG zu vollziehen - und Z\\ ar nicht al 

Hilfsorgan der Vollstreckungsbehörde, sondern kraft c1g.cncr 
Zuständigkeit.20 
Der im öffentlichen Recht verbreiteten Begrifflichkeil fol­

gend könnte man sagen, die StA sei für das Grundverhaltnl�. 
die Anstalt für das Betriebsverhältnis zuständig. 
Im Hinblick auf den Übergang von der Begründung de .., \'er­
hältnisses zu seinem Betrieb, vom Verurteilten- zum cfang.e­
nenstatus, zwischen Strafantritt und Aufnahme gibt ö jetloch 
einen Übergangsbereich, für den man prima faZic . o'' �1hl d1e 
StA als auch die JVA für zuständig halten könnte. 
Denn ausweislich der §§ 5 ff. StVollzG, die da Aufnahme' er­
fahren regeln, ist die Anstalt für die Aufnahme ;u..,tantllg. 
während für die Ladung die StA zuständig ist. Der nstalhlc�­
ter jedoch, der feststellt, daß seine Anstalt nicht reso;iali,le­
rungstauglich ist, darf nur in Eilfällen selbst entscheiden. \\ oll­
te sich der Gefangene gegen das Aufnahmerit ua 1. "e !ehe' 
nach wie vor ein Akt der Degradierung und Inkulturat1o11 1,t. 
wehren, so stünde ihm gern. §§ 108 ff. StVollzG der \\'eg 1u1 
St.rafvollstreckungskammer offen, allerdin<>s nur oegen 01� be-stimmte Art und Weise dieser Prozedur. 
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19 Bringewar, Einl.23. 

1 echtsstaatspnnzip. An. 20 (1(1. 
20 Bringewar, Ein!. 36. 
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22 Faber 1989 S. 28· Erl'c/1 'S 

1 ose<< llltner 1987. ' 
' ' sen,, a zwedel, S. 567. 
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rgument der doppelten Zuständigkeit 
111' lJll.:n. d11.� Regelung des � 455 a tPO entbinde den An­tllt Ieiter \On der Verantwortung für die Begründung der Ge­f.tm�cn-,chaft. Da die Justizvollzugsanstalten nicht rechtsfähig -,md und prinzipiell der Staatsanwaltschaft gleichgeordnet, 

\\ohci beide dem Ge chäftsbereich des Justizministeriums an­
gehören. " ärc den verwaltungsinternen Konflikten durch 
§ 455 a tPO vorgebeugt, die sonst vom Justizministerium, dem 
hierarchi 'Chen Prinzip folgend, zu lösen wären.23 
Dies jedoch hat die Konsequenz, daß die Staatsanwaltschaft 
bei der Ladung die Resozialisierungsfähigkeit der Anstalt zu 
berück ichtigen hat.24 Gerade der zweite Absatz, der selbst für 
Eilfälle vom Anstaltsleiter noch verlangt, die Bestätigung der 

t einzuholen, läßt sich als Bestätigung für die Zuständigkeit 
der taat anwaltschaft lesen. Die Anstalt ist also nur manda­
tiert.25 die Aufnahme in die Anstalt faktisch zu vollziehen, fun­
giert als otvollstreckungsbehörde.Z6 
Damit teilt die Aufnahme als solche eine vollstreckungsrecht­
li he. keine vollzugsrechtliche Entscheidung dar. Damit folgt 
aber auch. daß es eine Entscheidung im »Grundverhältnis« und 
keine des Betriebsverhältnisses ist. Selbst wenn man für das 
Betriebsverhältnis Einschränkungen des Rechtsschutzes aner­
kennen wollte in der Tradition der Lehre vom besonderen Ge­
waltverhältnis. gälten diese Einschränkungen für diese Ent-
cheidung nicht. 

2.1.2 Versroß gegen Art.19 Abs. 4 GG? 
nd da § 455 a StPO einen potentiellen Konflikt zwischen An­

talt Ieiter und StA regelt, ist der Gefangene an dieser Stelle 
nicht in seinen Rechten verletzt27 - wenn eine Verletzung sei­
ner Rechte vorliegt, dann durch die Entscheidung der StA, den 

ollzug einzuleiten. § 455 a StPO benennt für eine Ausnahme­
ituation gleichsam jene Kriterien, die die Vollstreckungs­

behörde immer zu beachten hat. Dazu unten mehr. 
Verfassunoswidrio ist die Vorschrift damit nicht, allerdings be­
darf es ei�er str:fvollzugsgesetzkonformen Ausfegung. Die�e 
Aus]eouno wird uns auch in der Frage weiterhelfen, wann dte o o 

I 
. Entscheidung der StA über die Einleitung des Vol zuges mtt 

Blick auf die tatsächlichen Verhältnisse im Strafvollzug recht­
mäßig ist. 

2.2 Zur Auslegung des § 455 a StPO 

§ 455 a StPO räumt der StA ein Ermessen ein. Allerdings erst, 
wenn die Tatbestandsmerkmale gegeben sind. 28 Bekanntlich 
bezieht sich das Ermessen nicht auf die Tatbestandsseite.29 �uf 
der Tatbestandsseite sind zwei (unbestimmte ReGhts-)Be.gnffe, 
nämlich »Gründe der Vollzugsorganisation« und »�berwt�gen­
de Gründe der öffentlichen Sicherheit«, genannt, dte schembar 
gleichberechtigt nebeneinander�tehen, wob�i di� Bedeutu.�� 
der organisatorischen Erfordermsse durch dte Belange der .of 
fentlichen Sicherheit relativiert wird. Deren Merk��le sm� 
vor der Frage nach dem Ermessen auszulegen, wobet steh zwet 
Fragen stellen. ..  . . 
Einmal, welche Bedeutung das Merkmal »G�.un.de der ?ffe�t­
lichen Sicherheit« für den Strafvollzug, moghc�erwetse tm 
Unterschied zum Maßregelvollzug, hat und zweitens, welche 
Relevanz das Ermessen noch hat, wenn. der Tatbestand des 
Mangels der organisatorischen Erfordermsse der Anstalt fest-
gestellt ist. 

2.2.1 Zum Merkmal »Gründe der Vollzugso�ganisation« 
en-Wenn die Staatsanwaltschaft über den Begm� d�r Gefang 

haft zu befinden hat, so impliziert das, daß ste dte Vorausset� 
tungcn des Vollzuges nach dem StVollzG prüfen muß.' Da:u �� 
ic auf die Informationen aus den Anstalten angewtese , 

auch die Kapatitätsbewirtschaftung vorzunehmen. . 
d. K , ·nsgrenzen best1mmt wer-fraglich il-lt dahcl, wovon IC apazl a 

dem Grund-den· on der Menschenwürde (Art 1 Abs.1 GG), 
Ab 1 GG ' 

h h 't 30 von Art 2 s. r cht auf k' rpcrliche Unvcrsc rt Cl ' . 

cmc .. Grundrechts auf lntimsphäre«31 oder enger vom 

Strafvollzugsgesetz.32 Als Antwort kann im Lichte des Vor­
rangs des Gesetzes nur die letzte Möglichkeit in Betracht 
kommen. Denn die beiden anderen Varianten ließen den Ein­
griff zu, ohne das Vollzugsziel des StVollzG und die daran ge­
koppelten Leistungsaspekte zu berücksichtigen. Selbst nach 
den Überlegungen, dem >>besonderen Gewaltverhältnis« Platz 
zu schaffen, müßte die Bindung an das Vollzugsziel, den ge­
setzlich festgelegten Anstaltszweck, das Maß legitimer Eingrif­
fe abgeben,33 wobei allenfalls eine restriktive Auslegung von 
§ 2 StVollzG Platz griffe, also eine schon geringere Resoziali­
sierungsmöglichkeit ausreichen würde. 
Die Konsequenz aus der Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft 
kann nur sein, daß diese auch das StVollzG zu berücksichtigen 
hat. Die Haftplätze einer Anstalt sind also nicht nur nach der 
Zahl vorhandener Zellen und Betten, sondern darüber hinaus 
nach der Anzahl von Beamten und deren Qualifikation, die 
nicht nur das Öffnen und Schließen der Zellentüren, sondern 
auch Besuche von außen, Ausführungen, Hinaus- und Hinein­
lassen der Freigänger, Urlauber u. a. m. zu leisten haben, nach 
dem Angebot von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen, nach dem 
Angebot von Fachdiensten sozialarbeiterischer. pädago�ischer 
und psychologischer Art festzulegen. Von derartigen Oberte­
gungen ist die Praxis, aber auch die rechtswissenschaftliche De­
batte weit entfernt. 
Die Kapazitätsfestlegung ist nicht erfaßt, die materialen Krite­
rien sind nicht erörtert. Gerichtliche Entscheidungen liegen 
insgesamt nur wenige vor, zu der Frage der Angemessenheil 
der Kapazitätsfestsetzungen - soweit ich sehe - keine?4 Viel­
mehr gibt es eine Tendenz zu Vermeidung der Anerkennung 
von Überbelegung mittels Erhöhung der Kapazitätsziffern35 
oder der Umwidmung von Gemeinschaftsräumen.36 Gerade 
die derzeit nach einer ruhigeren Phase wieder bestehende 
Überbeleoung der Anstalten verweist auf die Fortexistenz die­
ses Probl:ms. 37 Die Vorschriften der§§ 145,146 StVollzG böten 
auch den Anstaltsleitern eine gewisse Handhabe, mittels einer 
extensiven Auslegung von »kurzfristig<< einer generell geneh­
migten Überkapazität zu begegnen, diese wird jedoch nicht 
genutzt.38 .. Eine Überfüllung hat negative Konsequenzen fur das Verh�l­
ten der Gefangenen: stetige Wachsamkeit und Alarmbereit­
schaft, Distanz zu anderen Gefangenen, hochgradiges Mißtrau-

23 Vgl. Erichsen 1986, S.125; S.143; Erichsen/RudolfS. 588. . 24 So im Ansatz auch Bringewar ( §  455 a Rdnr. 2 m. w. N.), der Jedoch, eben­
falls unter Berufung auf andere Quellen, denen er BelSpiele �ntntmmt, 
in Rdnr. 3 diesen Ansatz zurücknimmt und die Vorschnft nur fur tatsach­
liche, vom üblichen schlechten Zustand ins Schlechtere fuhrende Abwei­
chungen anwenden will und den normativen Ansatz aufgibt. 

25 Faber 1989, S. 61. · 
26 Bringewar, § 455 a Rdnr. 7. 
27 Bringewar, § 455 a Rdnr. 8. .. . . 28 Unzutreffend Bringewar, § 455 a Rdnr. 9. der nur Ermessensuberprufung 

(in Ausnahmefällen gern. §§ 23 ff. EGGVG) anntmmt. 
29 Faber 1989, S.102; Erichsen 1986. S.196: Achrerberg 1986, S. 341. 
30 Oberheim 1985, S. 53. 
31 Oberheim 1985, S. 51. .. . _ . 
32 W. 1 b 1 1996 S 11 f der die Lage bezuglieh Butzbach beschreibt, mc1en ac1 , · ., 

d OLG H vermag dem StVollzG nicht mehr zu entnehmen, als es as amm 
und das BVe1fG im Stadium vor Erlaß des StVollzG auch schon getan ' h ·b E' uf Art.1 und 2 GG gestützte Entscheidung des zust. LG 
G

a 
ß
en. 

(B
me a

hl v 19 9 1979-1 StVK-vollz. 514/79 ) erlaubte es dann der 1e en esc · · · · · z 11 · 4 M f · h b h" de statt wie angefochten. eme 3-Mann- e e mtt ann Au s1c ts e or , , 
· · M b zu bele en zu einer Belegung von Einzelzellen mit zwei ann �· erzu-g 

h. h d It es sich nicht emmal um >>Welche<< ResoziahsJe-gehen - 1er an e · E' I II I d m harte« in Vorschnften - mze ze e a s rungsfaktoren, son ern u » • 
df II und Quadrat- und Kubikmetern meßbare. Grun a -

Betroffene sich im gegebenen Maße nach dem zu richten 33 » .. .  tndem der
d z k der öffentlichen Verwaltung erfordert« ( Ouo hat, was hier er wec 

Mayer 1895) zit. n. Lur�e 19_89. S.14. 
34 s. schon Oberheim 198), S. )9 ff 
35 Oberheim 1985, S. 81 f

2 
.. N. d Minister d. Justiz (Hrsg.): Berckhauer 36 Oberhelm 1985, S.14 · 1e ers. 

1986, S.l13. 
w· I b h 1996 s 11' Dünkei/Kunkar 1997, 37 Preusker 1997, S. 35; mc 1en ac . . . 

S.28f. 
38 Oberheim 1985, S. 54 ff. 
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en, Apathie und steigende Kriminalität in den Anstalten.39 
Auch wird die Subkultur, im Widerspruch zu § 3 StVollzG. ver­
stärkt.40 Die Hierarchien zwischen den Gefangenen. der Ein­
satz von Gewalt, die »Korruption der Autorität«, weil nur unter 
Zulassung von Drogen, vermehrtem Einsatz von Medikamen­
ten Ruhe zu halten ist und die otwendigkeit für bürokra­
tische und schematische Regelungen entindividualisieren und 
dehumanisieren. Unter diesen Bedingungen wird auch der 
physische Gesundheitszustand beeinträchtigt.41 Die solcherart 
hervorgerufenen Deprivationen und Schädigungen inkulturie­
ren den Gefangenen verstärkt in das »kriminelle Milieu« oder 
erschließen ihm gar neue Möglichkeiten für Straftaten, wirken 
als nicht nur krankmachend, was mancher vielleicht als gerech­
te Strafe betrachtet, sondern auch kriminalitätsfördernd. 
Zudem unterminieren solche Verhältnisse auch die Motivation 
des Personals, weil es einen Auftrag erfüllen soll, den es unter 
solchen Bedingungen nicht erfüllen kann42 und setzen es einem 
Streß aus, der leicht in resozialisierungsfeindlichen Handlun­
gen mündet. 
Das Merkmal »Organisation des Vollzuges« in § 455 a StPO ist 
also sehr genau zu nehmen. In seiner gegenwärtigen Interpre­
tation liefern die darauf gestützten Entscheidungen einen Bei­
trag zur Unterhöhlung eines rechtmäßigen Vollzuges. 

2.2.2 Zur Bedeutung des Merkmals »Gründe der öffentlichen 
Sicherheit« 
Der Schutz der Allgemeinheit ist nach § 2 S. 2 StVollzG eine er­
wünschte Nebenfolge des Vollzugs, aber kein Vollzugsziel.43 Si­
cherung ist auch kein legitimer Strafzumessungsaspekt.44 Gera­
de wenn man die Entscheidung der Vollstreckung zuordnet, ist 
sie Teil des Strafverfahrens und damit an die Strafzwecke des 
StOB gebunden. 
Die Verurteilten sind nicht wegen ihrer Gefährlichkeit, son­
dern wegen und nach Maß ihrer Schuld in Gefangenschaft zu 
nehmen. Im Rahmen der so bemessenen Zeit sind die Reso­
zialisierungsziele zu verfolgen. Daraus kann man nur den 
Schluß ziehen, daß eine eigenständige Bedeutung dieses Merk­
mals für den Strafvollzug zu verneinen ist, es also keineswegs 
gleichrangig neben den »organisatorischen Gründen« steht.45 
Die allgemeine Meinung, die das Merkmal wie selbstverständ­
lich anerkennt, ist also unzutreffend. Ohne ein Argument zu 
liefern, wird fälschlich auch noch >>die Verteidigung der Rechts­
ordnung« unter die öffentliche Sicherheit subsumiert.46 Denn 
zum einen verliert das polizeirechtliche Merkmal der öffentli­
chen Sicherheit damit seine Konturen. zudem hat das Merkmal 
der >>Verteidigung der Rechtsordnung« im StOB Ausnahme­
charakter (§§ 47, 56 Abs. 4) und muß daher richterlicher Ent­
scheidung vorbehalten bleiben. um so mehr als es sich einer 
Überprüfung weitgehend entzieht. 
Da § 455 a StPO jedoch auch für den Maßregelvollzug gilt und 
gerade die Gefährlichkeit des Täters wesentliche Vorausset­
zung für die Unterbringung und ihre Fortdauer ist, hat das 
Merkmal hier seine eigene Bedeutung und Rechtfertigung. 
Für die Entscheidung, ob überhaupt noch ein Haftplatz zur 
Verfügung steht. ist also allein das Merkmal >>Gründe der 
Vollzugsorganisation« relevant. Entspricht diese nicht dem 
StVollzG, so darf kein weiterer Verurteilter geladen und aufge­
nommen werden. für ein Ermessen ist kein Raum rnehr_47 Da 
die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe für das zukünftige Ver­
halten des Gefangenen ohne Behandlungsvollzug das Rück­
fallrisiko erhöht. würde nämlich die öffentliche Sicherheit 
sogar insgesamt beeinträchtigt.48 
Darüber hinaus wird die Staatsanwaltschaft jedoch bei der 
Frage, welche der Verurteilten sie auswählt, um sie auf die frei­
en Plätze zu verteilen. die Gefährlichkeit als ein Moment 
berücksichtigen können. hier hat ihr Ermessen Platz. 
Aus diesem Ergebnis folgt, daß allein die Erfordernisse des 
Vollzuges über die freien Plätze bestimmen und beim Manae] 
freier Plätze der Verurteilte nicht inhaftiert werden darf. z\:ar 

ist die >>faktische Dominanz der Sicherungsaufgabe«49 auch in 
den Anstalten zu konstatieren, man kann sogar von >>Übersi­
cherung« sprechen.50 die daraus resultierende >>Neutralisierung 
des Behandlungs-Vollzugsziels« ist aus normativen und krimi­
nalpolitischen Gründen nicht hinzunehmen. 
Das Ermessen der Staatsanwaltschaft bezieht sich in diesem 
Rahmen also nur auf die Auswahl. Welche Auswahlkriterien 
sind hier zugrundezulegen? Folgt man gängigen Zuweisungs­
kriterien in anderen Bereichen wie Schule und Hochschule, 
so sind die >>richtigen« Leute an diese Einrichtungen zu ver­
mitteln. und richtig sind sie, wenn ihr Fähigkeitspotential und 
-profil zum Angebot der jeweiligen Einrichtung paßt. Die 
Fähigkeiten und Interessen des Gefangenen in Bezug auf Aus­
bildung, Therapie, bestimmter Arbeit u. a. m., wären zu berück­
sichtigen, um die jeweils richtige Anstalt auszuwählen. Nun 
sind für den Strafvollzug sicher auch andere Kriterien relevant, 
so die Frage nach offenem oder geschlossenem Vollzug, nach 
der Schwere des Deliktes und der verhängten Strafe und, wie 
gesagt. dem Grad der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 
Das Gesetz liefert hier keine Anhaltspunkte. Die Tatsache, daß 
diesen Fragen bis jetzt kaum Beachtung geschenkt worden ist, 
kann als Beleg dafür angesehen werden, wie wenig man die Im­
plikationen des StYollzG in seiner Yerknüpfung von Eingriffs­
und Leistungsgesetz bisher ausgearbeitet hat. 

2.2.3 Rechtsweg 
Die Entscheidung nach § 455 a StPO ist eine nicht anfechtbare 
Entscheidung. Sie ist vom Anstaltsleiter nicht anzufechten, weil 
im Konflikt zwischen StA und JVA das Justizministerium zu 
entscheiden hat und sie ist vom Gefangenen nicht anzufechten, 
weil er nicht der unmittelbar Betroffene ist. 
Gegenüber der Ausnahmesituation des§ 455 a StPO gibt es re­
gelmäßig die Ladung zum Strafantritt, die eine entsprechend 
gehaltvolle Regelung in der StPO nicht gefunden hat, vielmehr 
kommt die Strafvollstreckungsordnung ins Spiel. 

3. Die Ladung zum Strafantritt - Strafvollstreckungsordnung 
als Rechtsgrundlage? 

Die Ladung gern. § 27 StYollstrO ist die Entscheidung gegenü­
ber dem Gefangenen. Die Strafvollstreckungsordnung ist eine 
Sammlung von Yerwaltungsvorschriften, von Bund und Län­
dern nicht auf Grund eines Gesetzes, sondern aufgrund ihrer 
Justizhoheit erlassen.51 Auf sie können mithin Grundrechtsein­
griffe nicht gestützt werden. Vielmehr ist die Vollstreckbarkeit 
des Urteils mit Blick auf die gesetzlichen Vorschriften der 

39 S. die referierten Forschungsergebnisse bei Oberheim 1985 S 154f · ·et t 
Dünkel/Kunkat 1997.S.31. ' · .,J z 

40 Oberheim 1985. S. 160. 
41 Oberheim 1985, S.l 62. 
42 YonRohr_ (1995. S.43) als »Management by Terror<< bezeichnet. 43 Dafur spncht _beretts der Wortlaut. Darüber hinaus ist die Sicherung als Strafzweck mtt dem Schuldgrundsatz nur schwer zu vereinbaren, zudem wtrd gerade m der ResoziahsJerung ja die wirksamste Form der Siche­rung erkannt. Trotz e1mger Umdeutungs-Bemühungen hält die überw Auffassung m Ln. und Rspr. auch verbal daran fest. Freilich: Bereits auf der Ebene der Strafzumessung haben Sicherungsaspekte empirisch emen hohen Stellenwert. den s1e von Rechts wegen nicht hab d .. f (s. Streng 1984). Es wäre ehrlicher und auch rechtsstaatlicher, �i�se� ��� terdruckten S1cherungsbedurfms emen adäquaten Plat · ·· · 11 · · · . z emzuraumen womit es a erdmgs gleichzeitig kontrollierbarer wu··rde n1·cht 1 T ·· 

' 
fü Ub 1 fü. fu · , a s rager .. r e szu gung ng1eren könnte und mithin eine gute u b für den Untergebrachten implizierte da dieser ein Sonde f 

mg
b
e . ung 

44 Pollähne 1994. ' rop er er nngt. 
45 Zur Auseinandersetzung mit dem Aspekt der öffentlichen s· h h · s. zutr. Hoffmeyer 1979. s. 95 ff IC er e1t 
46 Bringewar, § 455 a Rdnr. 4. 
47 vgl. Faber 1989. S.l04. 
48 Oberheim

_
1985. S.l81: vgl. zur Handhabung des § 455 a StPO u ruch_t ungunsngen Ergebnissen in Nds. 1982-1984 · N" 

. nd den 
Justtz (Hrsa.)/Berckhauer 1986 S 9 ff · H 1fn 

. Ieders. Mimster d. 
Handeln s�tzt eine das öffen.tli�h 

.,
S 

� leyer 1979, S. 153: Staatliches 
B d. 0 e c utzmteresse beemträchtigende e mgun0. 

49 Hoffmeyer 1979 . S. 27. 
50 Ebd. 
51 Wolf/label. 1994. S. 64. 
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StPO zu beurteilen, die, wie zuvor gezeigt. im Lichte de St­
VollzG zu interpretieren sind. Die StrVollstrO ist also eine In­
terpretationshilfe ohne Bindungswirkung für die Gerichte. 
Kann es nur auf die Verlängerung der Freiheitsentziehum! an­
kommen,52 oder ist nicht auch auf deren Qualität Bedacht zu 
nehmen? 
Es fragt sich, ob nicht neben der Vollzug tauglichkeit de 
Gefangenen die Tauglichkeit des Vollzugs orau etzung für 
die Rechtmäßigkeit dieser Entscheidung ist. : 46 a t Voll trO 
enthält eine Bezugnahme auf §455 a StPO. Das zu · 4--a tPO 
gefundene Ergebnis läßt sich ohne mstände übertragen. 
Die StA hat die »Gründe der Vollzug organi ation«. ver Lan­
den als »resozialisierungsfähige Anstalt organi ation". zu �e­
achten: sie darf niemanden zum Strafantritt laden. ofern die 
am StVollzG gemessenen Kapazitäten erschöpft md. D1e Ent­
scheidung zur Ladung eines Gefangenen ist al o fehlerhaft. 
wenn diese Voraussetzung nicht vorliegt. Es hegt em \'oll­
streckungshindernis vor. 
Fraglich ist, welchen Rechtsweg der Gefangene zu beschreiten 
hat. 
Gegen Strafvollstreckungsentscheidungen findet d1e Be­
schwerde statt, über die entsprechende Beschwerde hat gern. 
§ 458 StPO das Gericht zu entscheiden. und zwar das Gericht 
des ersten Rechtszuges, weil die Zuständigkeit der trVollstrK 
erst mit der Aufnahme in die Anstalt gegeben ist. 
Ebenso wie die Ladung zum Strafantritt gern.* 27 tVollstrO 
ist auch die Überführung(§ 28 StVollstrO) eine Maßnahme im 
»Betriebsverhältnis«. 

4. Zur Zweckmäßigkeit der Regelung 

4.1 Zum Verhältnis Vollstreckungs- und Vollzugsbehörde 

Die Zuständigkeit der StA, inzident über die Behandlung:'­
möglichkeiten der einzelnen Anstalten zu entscheiden. tnfft 
auf Bedenken. Die StA verfügt nicht über Fachmitarbeiter. D1e 
Staatsanwälte kennen den Vollzug meist nur oberflächltch oder 
gar nicht und würden sich selbst kaum als kompetent betrach­
ten, die Resozialisierungsfähigkeit einer Anstalt. die von \Ieien 
Faktoren bestimmt ist, zu beurteilen. 
Zwar kann sie im Wege der Amtshilfe einige an Informatio­
nen von den Anstalten oder der oberen Vollzugsbehörde er­
fahren. Jedoch sind die Vollzugsbehörden gleich am in der 
Rolle des Sachverständigen, von deren Urteil abzuweichen d1e 

Staatsanwaltschaft gute Gründe braucht. da ihr die Kompetenz 
zur Beurteilung der Daten fehlt. 

i der u·­
rl •hte da: •h son­

dere Gewalt,erhältni. b 1 alten \"ollzug. \t.:- ·en. Oa� ist ein 
Rüc ·fall hinter den ent\\1 · lt n tand der l ·hr · '\ m •l e­
onderen Ge\\alt,erhaltm . da· d n \n ... t.llt '".::- ·n ·ine 

, ,: ·n" .utJg "ird 
• ersten em g em' idngt:r Z" t.: - ( \ \)11/<)f. n muß d1 • _ 1 rafc:: 

"erden - gl i h '' ie I zur Begrundung d \ ,,li!U�l' h ·ran­
gezogen und 

• zweiten "erden d1e tx: ondt.rt.n \l r hnl n d . t\\1l11 ' 
ignoriert. \\Cnn c nur an Fin,1n1- und :1nd�rtn \lllt·lnman­
gelt. 

Zul!leich konntc..:n Ia ll h d1e tr.tll\\t­
fal chlichcr d�:1ch dlunc dam1t 
und- <.traf zum�: unc rcchth h 
meren. Da 

l hc l neben �km Fr�.:lhc.;lt t.n!lUI! .11' 

hh.:1h�.:n. \\c..:ll d1c l!t.:I!U1\\ trlll!l Rl dun • 111 
(K talt ccr,tde d1c t.:n /\\�LI- n lht I rtl 
kommt c 1u t.:tncm Hur h.tlt r. um d r I ut1' . 111 dt.:m 
man ich nicht cmmal .tUt d1e leg.tlcn ,\n t. lt 1\\c 
kann 

Wie die Überlegungen zu den möglichen Kriterien der Au.­

wahl der Gefangenen gezeigt haben. wäre eine ent prechende 

»Diagnostik« im Vorfeld angemessen, die von der tA wieder- Redukti1 n dc 

um kaum zu leisten ist. Dagegen ist die StA zur Beurteilung 

der Wahl der Gefangenen im Hinblick auf die Schwere der Tat 

und die Dauer der Verurteilung die berufene Behörde. 

Umgekehrt können die Gefangenen im orfeld die Lage m 

den Vollzugsanstalten nicht beurteilen, und ihr entsprechende 

Begehren wird kaum Gehör finden. Im Bereich �er Hoch­

schulzulassung war es ein Netzwerk von gut hononerten An­

wälten die Stück für Stück und in Massenverfahren au loten 

konnt�n an welcher Hochschule noch Studienplätze frei 

waren. Eine ähnliche Entwicklung- in umgekehrter Richtung: 

Belegung nicht vorhandener Plätze - für den StrafYollzugsbe­

reich ist also nicht zu erwarten. Fehlende Beschwerdemacht 

der betroffenen Bürger erlegt den Behörden eine gestei?erte 

Verantwortung auf, für die Rechtmäßigkeit ihrer Entschetdun­

gen zu sorgen, ohne auf Beschwerden zu warten. 

4 H · · rung von Voll-.2 Konsequenzen der fehlenden armoruste 

streckungs- und Vollzugsrecht 

Indem die Auslegung der StPO dem StVollzG nicht angepaßt 

wurde, wurde der Schutz des Gefangenen auf das Recht auf 

körperliche Unversehrtheit reduziert, denn nur solche Aspek-
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n � r \ not\\ n1.h· 
•en Informationen der ht hdt n t cnl\\ertl.l \\Jcdcrum 

den Rllcktug auf dtc \\�.:nt cn. d rn lt n \'er eltun tr.tl\oll· 
tup cnt'>t.unmendcn 1-.nt ·r1cn ll rd rt. 
Bereits dte Kontrolk \Oll p.td. • 1 h·thcr p utr hcm Pl'r o­
n.tl dur h \ llll'e'l ttlc oder 01 r �.:ordn tc Behmdcn r t cm 
Problem 

,\1 1Ullll.'lll 

-be h.. o derBehandler und ihr Rückzug auf ihren guten 
u rs atzun_ · 

h.. b 
Behandlerwillen. dem der Behandelte sich btttesc on zu eu-

h be · d oieichermaßen und bei gemeinsamen Auftreten 
!!CD a . -111 � · ·

1 d ; t recht !!eeig�et. Behandlungserfolge zu verhmd
_
ern, wet 

_
er 

Klient ich in�erlich zurückzieht und äußerlich seme Rolle 1m 

Anpas ung tbeater pielt.50 . . . . 
\\'enn man mit guten Gründen anmmmt. daß padagogtsch-the-

rapeuti_ be Pr�ze e nicht mittels Z:wa�g wirksam zus
_
tande 

omm n. 0 kann die Lö ung ,,·eder m emer unkontrolherten 

B handJung n h in einer von oberen Instanzen kontrollierten 

B handJung liegen. 
Die labile. -,,e;n überhaupt vorhandene Behandlungsbereit-

hall der Gefangenen kann wach en. wenn ihr Einfluß auf die 

B handlune. \Oll
-

nbeginn ,·orgesehen und wirksam ist. Die 

Vergeltung.-a pekten u�d dem Kriterium öffentlich
_
er Sicher­

heit folgende Begrundung de Gefangenenverhältmsses kann 

hier nu; kontrap;odukti\- ein. ie wäre es selbst dann. wenn 

die An taltcn ein hall:l\\eg, taugliche . theoretisch fundiertes 

Bch:tndlung.skontept und 
-
-angebot bereit hielten. Ebenso ist 

du: an \\'ohln:rhalten - und icherheitskriterien orientierte 

Bc.:cnd1e.ung der Gefangenen chaft (nach 2/3. §57 Abs.l Nr. l 

t(,ß) fur 
-
c1ne Behan-dlung kontraproduktiv. weil sie sach­

trc.:mdc.:n Kntenen folgend die Behandlungsmoral auf beiden 

�.:1ten hcrah..,ettt· OherOächliche Anpassung paart sich mit 

1..111 prechcndem :-..1ißtrauen de Behandlers >>gelinkt« zu wer­
dl.'n. \\a, abo \'Onnöten ist. i. t eine vom Angebot her gesteuer­
te und auf Bedurfm-,.,e und Fähigkeiten des Gefangenen Rück-
icht nehmende Aufnahme und eine nicht an Wohlverhalten 

und außerer Anpa-.-.ung orientierte Entlassung. 
Die '' irk am-,te Kontrolle de Behandelten kann der Schand­
kr \ornehmen und umgekehrt. m die wohlmeinende Be­
h.tnJiung gewalt 7U 1ahmen. bedarf es also eines größeren 
•·Cic\\ ichte ... großerer Beschwerdemach I. besserer Verhand­
lung,po it10n der Khenten. Was die Behandlungsvorgänge be­
tnfft. \...onncn dtc.:'>c eme wirksamere Kontrolle über die Bc­
h.tndlcr ;lU..,uhen al-, dH! Vorgesetzten. Das Mitwirkungsrecht 
Il.ICh 4 Ah. I StYoii1G ist also organisationsrelevant und 
knn1eptmnell <,o umtusettcn. daß es dem einzelnen Gefange­
lll'n tur \u..,uhung freisteht."' Die Klausel >>Sicherheit und Ord­
nung dc.:r \olltugsan taJt .. in *4 Abs.2 StVollzG ist auch hier 
1m ')mnc der <.,traholltugsrechtlichen und nicht der faktischen 
Ordnung 1u ver<,tehen.' 
\\'�.:nn d1c tA 111 den Volllugsbereich faktisch hineinregieren 

ann. 1 hnc.: daß \IC e1gentlich 1mtandig und damit auch vcrant­
\\Orthch r<.t. n \\erden mith111 •moti\\\irksamc Institutionsbe-

\fwa l1 1 
9 I mnn 1 ' die rtlflig. cnullten Rucbcrlc:!!ung.�mog.lichkcilcn (von 

nun -I. \('II RoJIIU, 19 . � 6 fur die SrdhA Ka"el oc<oehneben und 
IIJ\ hen fur R\\ -und eher knusch gc<.ehcn Ortnwm1. S. 786) 

en d n \e d3 ht nahe iC IX>Jen auch Gelegenheit. L"nangcpaßtheit 
1 A 1e un rund TU nehm n Solche materiell mcht gedeckten in-

f IIen Dt\7Jj'hnu:run cn m d  'On den Autoren auch für die SoThA 
n cfuhrt f:.nt7ug \On l rlauo al mformellc DI'Ziplinarmaßnahme) und 

a t oft beschnebcn (7 ß Ra eh l'i 3 fur �1edikamentenvergabe und Entl un pros:noscn 1m \.faßregehollzug). Auch daß aus der Dis­
nplmar r fe11p un�ehuhrhche Benehmen gegenüber Bedienste­
len m!l etl'cm re I 'hohen Vorkommen berichtet wird (Dünkel. Nemec 
Ra er I . 1 • • er�eint um '><> bedenklicher. als von Disziplinar: maßnahm 11 .:e!,cn Be<omte "'egen ungebührlichen Verhaltens gegenü­

'. Getan�enen mcht bc ·annt 1st. Dte Prisonierungseffekte betont 
a Om_tliUl�l 199.!. i86 u. 19f. Die� Studie Ortnwnns ist. soweit ich N:.:.net�en ·ann. 'On den gev.ahhen Kategorien und Variablen her ge­
. cn t.anchangem �n und melhod&h sorgfähig. Seine Schlußfolgerung daß >oe�ne chancenreiche Sozialtherapie im Strafvollzug zu allererst 
gn;.ndlegende. �hr "'eitgehende Reformen_ des Strafvollzugs benötigt :m� er<- m ZV.eJI:Cr l.Jme Reform_en des so_z�altherapeutischen Konzep-• . ) schemt mir w�hlbe�ndet. Knusch zu Ortmann!Egg (1995, 63 Lnd "'enn das für die SoZialtherapie schon gilt. dann wohl für den Re!:!eholizw! erst recht. HoftmeJer f9-9. S. I 2 fi 
Zur Kritik an �..1 Abs.2: • . .. hat der Gesetzgeber den ihm auferlegten Regelungsauftrag verfehlt .. Hoffmeyer 1979. S.l87. 
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rstancltei.le« der NA derogiert.62 Die Vollzugsbehörde ihrerseits 
wird, obwohl zuständig, von ihrer Verantwortung entlast t il . . 

k H b 
e .we 

ihr wu same e el gegenüber der Staatsanwaltschaft · ht 
, r f.. h 

ruc 
zur ver ugung ste en. 
S

_
olang� darüber hinaus di� A?stalten nicht behandlungsfähig 

SI�d, konnen Ar�umente, die Sich auf erfolgreiche Behandlung 
stutzen, kaum Wirksam gegenüber der Staatsanwaltschaft ins 
Feld geführt werden. Die Justizverwaltung kann sich nicht als 
erfolg

.�
eiche Beh�rde präsentieren, was Behandlung angeht. 

Das fuhrt dann wiederum womöglich dazu. daß die Anstalten 
sich auch auf da�. 

Z:iel der ausbruchssicheren Anstalt kaprizie­
ren, das zahlenmaßig meßbar und öffentlich gut verkäuflich i t. 
Verfass�ngsrechtliches Gewicht erhalten diese Überlegungen. 
wenn Wir zur oben erwähnten Konzeption der Grundrechte al 
Erziehungsziele zurückkehren. Die Sozialisation durch Recht 
schließt den Übergang zum status activus processuali ein. 
Erziehungsvollzug heißt vor allem, die Rechte >>auf verfah­
rensmäßige Partizipation am Vorgang der Staatslei tung. al 
Vehikel materiellrechtlicher Teilhabe« zu stärken.63 »Er t der 
grundrechtliche Teilhabestatus sichert die organisierte Austra­
gung erziehungsnotwendiger Konflikte um die Befriedigung 
individueller Bedürfnisse und Berücksichtigung sozialer Ver­
antwortung durch rechtliche Gewährleistungen verfahren -
rechtlicher Mitwirkung .. . « .64 
Die seit Jahren miserable organisatorische Lage. bei der die 
Resozialisierung generell in Mißkredit geriet. in der die Ausar­
beitung, Erprobung und dauerhafte Implementierung taugli­
cher Konzeptionen behindert waren, während der die vorhan­
denen Gräben zwischen den unterschiedlichen Disziplinen und 
Institutionen vertieft wurden, anstatt die notwendige Koopera­
tion zu ermöglichen, die allenthalben Enttäuschungen. Rud,­
zug qualifizierter Leute und Desinteresse provozierte. du.:-,e 
Lage bedürfte einer das gesamte System von Verfolgung. VLr­
urteilung und Vollstreckung wie Vollzug umfassenden Unter­
suchung. Wenn es gelänge, auf dem skizzierten Rechtsweg we­
nigstens den rechtswidrigen Vollzug einzudämmen. mdem die 
Kapazitäten auf die dem StVollzG entsprechenden Größen 
zurückgeführt würden, wäre der Platz da. tragfäh1ge Behand­
lungskonzepte zu entwickeln.65 
Zweifeln muß man allerdings, ob die ntersuchung schließlich 
die erwünschten Resultate zeitigen würde. Das • nt\\ICI.Iung -
potential bürokratischer Systeme«, Bedingungen für Oreani­
sationsentwicklung« im Bereich der öffentlichen Ven,altung 
sind, wie Wimmer (1988) aufgezeigt hat. denkbar schle<.ht. An· 
dererseits, wenn mich mein juri tisch-normatives Denken nicht 
in die Irre führt: Versuchen muß man e Oder J..ann man da 
Verlangen, geltendes Recht einzuhalten. oder Jedenfall chrit· 
te einzuleiten, die die entsprechenden Bedmgungcn challcn. 
als utopisch beiseite schieben? 

5. Umrisse einer Konzeption zur praktischen m euun� der 

rechtlichen Desiderate 

Einige mögliche. im Vor tehenden chon ang�.:deutt:.tL hritt 
könnten z. B. ein: 
1:) Ein möglichst breite ergehen gegen Ladungxn 7um Inf­
antritt wegen mangelnder Re oziali.1erung kapazitat d r �.:­

fängnisse. 
2.) erwaltungsseitig i t die taat an\\alt haft Ur71n t1g an 
die Beurteilung de An taltsleiters für eine An talt zu bind n, 
weil die größere Sachnähe durch chlagende Kritenum 1 t. 
Berücksichtigt man. daß be timrote Faktoren. d1e d1e R na­
lisierungskapazität einer An talt au machen. ·aum ob1e ·u, • 
faßbar sein dürften. so muß ein Spielraum für den An .tal Iei­

ter, bei festgelegtem Minimum/Maximum in Abhängig ·eit YOm 

jeweiligen »Klima«. eröffnet werden. Die StA dürfte nur mit 

Zustimmung des Anstaltsleiters in die jeweilige Anstalt laden. 

Zu überlegen wäre auch, ob man die NA in oweit nicht teil­

rechtsfähig machen könnte, damit Konflikte zwi eben StA und 

NA nicht verwaltungsintero, sondern bei gerichtlicher und 

damit zugleich öffentlicher Kontrolle ausgetragen würden. Das 
Gewicht der Anstalten ''ürde erhöht und damit die Relevanz 
ihrer Stellungnahmen. Die damit Yerbundene \ erantw rtungs­
übertragung \"\ürde leichtfertige tellungnahmen h r unwahr­
scheinlich machen. 

lll. 

hcra cn. Bctrcu-
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ungen un d Ar be i ts- bzw. Aus bi Jdungs er hä Jtnisse zu ermögli­

che n. Die Da uer ei ner Thera pie a n  die Ha ftda uer zu kopp�ln.  

schein t wen i g sin nvolL Fortla ufen de persona le Kon ta kte sm d 

bekann tli ch gera de für Gefa ngene mi t dem »br oke n h ome «­
Hi nter grun d  von großer Be de utu ng. 
Wei ter hi n  wer de n  die fre i ge setzte n  Kräfte zur Ar bei t mi t den 
Opfern. n i cht nur , a ber  au ch im R ahmen von Tä ter -O pfer -Aus -
gJei ch.-Ver söhn un g be nöti gt. . 
Glei ch7.ei ti g ollten Thera peuten . die i ch na ch A bs chl uß 1hrer 
thera peuti schen Z usa tz.ausbi ldun g haufig o sch ne ll wie mög ­
li ch au s dem Vollz ug en tfernen. e twa dur ch Finan zier ung von 
Thera pien im We ge der So z1a h:er i cher ung. ozia lhilfe da zu ge ­
wonnen wer de n. wei ter hm m !l ,.Krimine llen ..- zu ar bei te n: Da 
in der An sta lt ge wonne ne \\� en und die Erfahr ung kön nte 
a uf der Ba sis e r wei ter ter Qua li fi ka ti on cmer ei t . a uf der Ba i 
der Hera uslö sun g  a us de n m ti tutione lle n  tr ukturen a nderer -
eil \  wahr scheinl i ch mi t h ohcr E ffc kl!v llä t ei nge bra ch t  und 
nuttbar gema ch t  wer den . Da el bc gi lt a uch für 07ialar bei ­
tcr. 
Derar ti ge I fa ndlun g.,m öghch kei ten wer den wahr chem hch bei 
einer um fa .... en der en S\,tem un tc uch un g \ermehr t  .,!Ch tbar 
wer den.  �Je '>OIIte s1ch a uch , wi e c :1gt. auf di e Pha e der Er ­
mi ttl un gen ( Pol 1 11.:1 StA, l laftri h tcr. U-1 hfl ) ''i e der Ver ­
ha ndl ung und cr ur tei l un • er tr c kcn.  um Koo pera ti on hm ­
derni '>'>e /U be\e1 t1gen. So konnte i ch nuch m dcn Kö pfe n  all er 
Betei l i Ften 1h re Ar bei t  al ' die Kette v on i nei na ndugre 1fenden 
I Iandiungen dar-.tell en. \\i e i c  e fur di e hc troffe nen tr aft;iter 

ch on 1mm er i st und d;t' Be\\ Ußt in fur du: otwLnd1 gkei t 
von Kooper ation s t,tr ken. oh ne di e i ch dLr tr .tft.tter 1m m .,ti ­
tutumell cn ( ,egencm .tndcr :11 pi clh .tll h�:n m uß. 
l n  ei ner olch en 1ch t l i eßen i h d:m n .weh .\1 oghch ke iten 

s pr och cnc 

E bene Hemm nisse ve rursa ch t.72 E in B eisp iel da fü r  h �t d iese r 

A ufsa tz beh a ndel t: D i e N i ch t-G eltu ng d es StVol lzG wi rd z":a r 

ni ch t eige ntli ch ver leugn et .  Indem si � jed�ch s elbs
.tv erst än d hch 

h i nge nomme n wird. zeig t s ich ,  da ß Ih r di e a ffekt iv e  Rel �va nz 

e ntzogen is t. das füh rt da zu, da ß ko rrig ierend e und zu r E mh a�; 
tun er des StVo llzG füh rend e  Handlung en u nt erlass en w erd en. 

b 

6. Schlu ß 

Die zulet zt a ueres te ilten Überlegungen hab en uns w eit vom 

Ausgang them: w egg efüh rt B et ra ch te? wi r d ie Vo �s ch r ift d es 

. 4-- a S tPO je do ch i n  dies er Persp ek tiv e, so m u ß Sie u n� ers t 

re ch t  ihre A usleg ung als Indi kato r fü r d en Ma ng el an Wiss en 

und A ufmer ksam kei t fü r üb ergr ei fend e  Zusamm en h äng e er-

cheinen. ei n Mange l. d er die R eso zia lis ieru ngs id een s ch eite rn 

Ia en m ußte. bevor s ie no ch die Chan ce hatt en ,  w enigst ens zu 
blühe n. vo n Reifu ng gan z zu s ch w eig en. Hi erb ei dür ft en k ei­
ne weg chl ich te Fehle n vo n Persona l, M äng el d er Qua lifika­
ti on . der Au ta ttung de r A ns talt en d ie b ed eutsamst en Fakto ­
re n ein.  on dern e is t au ch ei n Ma ng el in d er O rga nisat io n, 
der vorha ndene Mo tiva tionen zers tö rt ,  A rb eitsb ereits ch a ft en 
ni ch t  an nimm t. v orha ndene Krä fte nich t bün delt, sond ern s ich 
wech e l  ei tig lahmlege n lä ßt: di e V erg eudu ng u nd Z ers tö ru ng 
vorh andener R e  o ur cen. M a n kö nnt e  au ch sag en: Es g ibt 
ei ne n Da ten frie dh of. we il Wi en iso liert u nd u nkommuni zi er­
bar blei bt. Die el tsame Kom pete nzv ert eilu ng ,  d ie § 455 a StPO 
v or chr ei bt. i 1 da für ni ch t das s ch le cht est e B eisp iel. 
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